
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Franziska Gminder, Stephan Protschka, 
Peter Felser, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/29711 –

Saatgutverkehrsgesetz – Schutz lokal angepasster Nutzpflanzensorten

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Landwirtschaftliche Nutzpflanzensorten und deren Verkauf als Saatgut werden 
in Deutschland durch die Saatgutverordnung geregelt (http://www.gesetze-im-
internet.de/saatv/SaatV.pdf). Durch die moderne Ackerbautechnik werden zu-
nehmend mehr Hochleistungssorten in der Landwirtschaft angebaut und ent-
wickeln sich bereits zur Standardmethode (https://www.das-parlament.de/201
7/46_47/themenausgaben/531664-531664). Mittelständische deutsche Saat-
zuchtunternehmen verlieren durch wegbrechende Märkte immer weiter an 
Wettbewerbsfähigkeit und auch die genetische Variabilität durch alte Sorten 
verschwindet zunehmend (https://reset.org/knowledge/saatgut-privatisierung-
monsanto-und-co-dem-vormarsch). Die Hochleistungssorten werden in Ko-
operation mit großen Agrarchemiekonzernen international entwickelt, ver-
marktet und verkauft (https://www.das-parlament.de/2017/46_47/themenausg
aben/531664-531664). So sind dadurch ca. 75 Prozent der Kulturpflanzenviel-
falt laut der Weltgesundheitsorganisation bereits verloren gegangen (ebd.). Zu-
dem besteht die Gefahr, dass alte Sorten nicht mehr weiter vermehrt werden 
(https://www.das-parlament.de/2017/46_47/themenausgaben/531664-53
1664). Jedoch kann durch die Verwendung von lokal angepassten Nutzpflan-
zensorten die genetische Vielfalt bewahrt werden (ebd.). Gerade auch vor dem 
Hintergrund des prognostizierten Klimawandels ist ein möglichst heterogener 
Genpool der Nutzpflanzen von großer Bedeutung (https://www.dw.com/de/sa
atgut-monopol-saatgutgesetz-agrarkonzerne-ern%C3%A4hrungssicherheit-ba
yer-corteva-chemchina-limagrain/a-57110489). Die Zulassung und Wiederzu-
lassung von alten Sorten ist aufwendig und kostenintensiv und kann somit die 
Verwendung dieser alten Sorten behindern (https://www.bdp-online.de/de/Ueb
er_uns/_75JahreBDP/19-0051_BDP_Jubilaeumsbroschuere_75Jahre_WEB_
2-Seitenansicht.pdf, S. 157 ff.). Diese können von Landwirten nach den EU-
Richtlinien nicht angebaut werden, weil sie die Voraussetzung für eine Bean-
tragung nach dem Saatgutverkehrsgesetz nicht erfüllen, weil sie z. T. weder 
langfristig beständig, hinreichend unterscheidbar noch ausreichend homogen 
sind (http://www.gesetze-im-internet.de/saatv/SaatV.pdf, Abschnitt 2 § 30 
Absatz 1 des Saatgutverkehrsgesetzes).
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1. Inwiefern sieht die Bundesregierung die Voraussetzung „Landeskultureller 
Wert“ bei einer Beantragung für eine Zulassung beim Bundessortenamt als 
eine Einschränkung der züchterischen Arbeit (https://www.gesetze-im-inte
rnet.de/saatverkg_1985/SaatG.pdf, § 34 des Saatgutverkehrsgesetzes –
SaatG)?

Der Landeskulturelle Wert und seine über die Jahrzehnte den gesellschaftlichen 
Entwicklungen folgende Interpretation erwiesen sich als Motor für den Zücht-
ungsfortschritt, dessen Feinsteuerung durch einige grundlegende Kriterien un-
mittelbar im Saatgutrecht vorgegeben ist. In den Landeskulturellen Wert sind 
seit langem sowohl Ertrags- und Qualitätskriterien als auch Nachhaltigkeitskri-
terien eingeflossen und bei den Prüfungen angemessen berücksichtigt worden. 
Auch heute hat der Landeskulturelle Wert nichts an Bedeutung eingebüßt. Im 
Bemühen um einen nachhaltigen, ressourcenschonenden Acker- und Pflanzen-
bau werden geeignete Sorten immer wichtiger. Der Landeskulturelle Wert muss 
als Prüfkriterium den neuen Entwicklungen in der Pflanzenzüchtung Rechnung 
tragen und die Belange der Landwirte, Verarbeiter und Verbraucher mitberück-
sichtigen.
Pflanzenzüchtung ist der Schlüssel zur nachhaltigen Ernährungssicherung und 
Rohstoffversorgung der Weltbevölkerung. Um unsere Kulturpflanzen an die 
veränderten Klima- und Umweltbedingungen anzupassen, stehen inzwischen 
neben den klassischen Eigenschaften, wie Ertrag, Qualität und Resistenz gegen 
Schadorganismen auch weitere Eigenschaften wie Hitze- und Trockenstressto-
leranz, Ressourceneffizienz und Eignung zur Erzeugung von Biomasse zur 
energetischen Nutzung stärker im Fokus der Pflanzenzüchtung. Hier gilt es, den 
Genpool durch Einkreuzungen aus Wildformen oder Landsorten anderer Kli-
mazonen zu erweitern und damit die Adaptionsfähigkeit künftiger Sorten zu er-
höhen. Auch Züchtungsaktivitäten bei bislang wenig genutzten Arten werden 
gefördert, um die Artenvielfalt in der Fruchtfolge weiter zu erhöhen. Steigende 
Produktivität, Effizienz und modernste Technik sind dabei zusammen mit ge-
ringerem Ressourcenverbrauch unverzichtbar.
Angesichts der Klimaveränderungen wird die Wahl einer an den Standort ange-
passten Sorte noch wichtiger für die Landwirtschaft werden. Vor allem Sorten, 
die mit Hitze und Trockenheit und geringem Ressourceneinsatz besser zurecht-
kommen, sind gefordert. Das Gleiche gilt für Anpassungsmaßnahmen im Pflan-
zenbau, z. B. wasser- und bodenschonende Bearbeitungssysteme und angepass-
te Aussaat-Termine oder die Eignung für den ökologischen Landbau.
Der Landeskulturelle Wert hat vor allem auch dazu beigetragen, dass alle 
Züchtungsunternehmen – kleine wie große – gleiche Chancen auf Eintragung 
ihrer Sorten in die amtlichen Sortenlisten und damit auf Zugang zum Saatgut-
markt haben. Somit entscheiden nicht zwangsläufig die beste Vertriebsstruktur 
oder das größte Werbebudget über die Vermarktungschancen einer Sorte.
Der Landeskulturelle Wert, der als eine Grundlage für die im Saatgutrecht vor-
geschriebene Sortenzulassung gilt, stößt allerdings auch an seine Grenzen, 
wenn es um die Nutzung genetischer Ressourcen geht.
Nicht allein aufgrund internationaler Verpflichtungen, sondern auch aus Verant-
wortung für die künftige Sortenentwicklung ist es unabdingbar, pflanzengeneti-
sche Ressourcen zu erhalten, zu bewerten und nachhaltig zu nutzen. Die bun-
deseigenen Genbanken und Netzwerke sowie das „Nationale Fachprogramm 
zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen land-
wirtschaftlicher und gartenbaulicher Kulturpflanzen“ bilden hierbei wichtige 
Eckpfeiler. Die Nutzung alter, genetisch interessanter Sorten, kann nur dann op-
timal sein, wenn Saatgut dieser Sorten auch in gewissem Umfang vermarktet 
werden kann. Dabei kann das Saatgutrecht mit seiner berechtigten Forderung 
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nach Sorten, die über einen hohen Landeskulturellen Wert verfügen, eher hem-
mend wirken.
Hier gibt es mit der Erhaltungssortenverordnung allerdings bereits seit über 
zehn Jahren Ausnahmen im geltenden Recht, die sich bewährt haben, und 
gleichzeitig im Zuge der anstehenden Überarbeitung des gemeinschaftlichen 
Saatgutrechts noch weiter auszubauen sind.
Vergleichbares gilt für Sorten mit spezieller Eignung für den ökologischen 
Landbau.
Diese Sorten genügen nicht immer den hohen Anforderungen einer Landeskul-
turellen Wertprüfung und können insbesondere ertraglich nicht immer mit den 
in dieser Prüfung angebauten ertragreichen Vergleichssorten mithalten.
Das Bundessortenamt hat darauf bereits reagiert und eine eigenständige Wert-
prüfung für den ökologischen Landbau etabliert, deren Kriterien gemeinsam 
mit den Züchtern von Öko-Sorten erarbeitet wurden.
Das Thema „Sorten mit spezieller Eignung für den ökologischen Landbau“ ist 
auch eines der Themen der von der EU-Kommission vorgelegten aktuellen Stu-
die über eine Novelle der Unions-Rechtsvorschriften für pflanzliches Vermeh-
rungsmaterial. Es ist wichtig, dass künftig auch Sorten registriert und vermark-
tet werden können, die genetisch breiter aufgestellt und weniger homogen als 
konventionelle Zuchtsorten sind. Saatgut von sogenanntem Ökologischen Hete-
rogenen Material wird ab Januar 2022 ohne die Voraussetzung eines Landes-
kulturellen Wertes EU-weit vertriebsfähig sein; Erfahrungen mit heterogenem 
Material konnten in Deutschland bereits seit 2015 durch die Verordnung über 
das Inverkehrbringen von Saatgut von Populationen der Arten Hafer, Gerste, 
Weizen und Mais gesammelt werden.
Auch bei der Züchtung von neuen Sorten wirtschaftlich weniger bedeutsamer 
Pflanzenarten können die Anforderung eines Landeskulturellen Wertes und die 
für dessen Prüfung zu entrichtenden hohen Prüfgebühren nachteilig sein. Die 
Züchter von Arten mit nur geringem Marktpotential haben dies in ihren Kos-
tenkalkulationen zu berücksichtigen. Da aber auch diese Pflanzenarten Be-
standteil unserer Arten- und Angebotsvielfalt sind und bleiben sollten, muss 
hier seitens des Gesetzgebers durch entsprechend einfach gestaltete Prüfkriteri-
en oder gar durch eine Freistellung vom Erfordernis des Landeskulturellen 
Wertes regulierend eingegriffen werden. Im Zuge der bereits genannten Planun-
gen für eine Neugestaltung des Saatgutrechts der Europäischen Union wird 
auch dieses Thema gründlich zu prüfen sein.

2. Ist laut Bundesregierung die Bewahrung und Förderung genetischer Viel-
falt durch den Anbau von lokal angepassten Nutzpflanzensorten ein erstre-
benswertes Ziel, auch wenn diese nicht den Anforderungen des Saatgut-
verkehrsgesetzes entsprechen?

a) Wenn ja, warum hat die Bundesregierung bis jetzt keinen Gesetzent-
wurf zur Lockerung des Saatgutverkehrsgesetzes ausgearbeitet, der 
Handelsbeschränkungen zur Saatgutproduktion für lokal angepasste 
Nutzpflanzensorten aufhebt?

b) Wenn nein, warum ist die Bundesregierung nicht gewillt, über den An-
bau von lokal angepassten Nutzpflanzensorten die genetische Vielfalt 
zu wahren?

Die Fragen 2 bis 2b werden gemeinsam beantwortet.
Die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der genetischen Vielfalt ist ein wichti-
ges Anliegen der Bundesregierung, welches sich auch in der Erstellung und 
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Umsetzung des „Nationalen Fachprogramms zur Erhaltung und nachhaltigen 
Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen landwirtschaftlicher und gartenbauli-
cher Kulturpflanzen“ ausdrückt. Dazu gehört auch der Anbau genetischer Res-
sourcen, z. B. alter oder seltener Landsorten/Varietäten. Um die Erzeugung und 
den Vertrieb von Saat- oder Pflanzgut dieser genetischen Ressourcen zu ermög-
lichen, sind 2009 bzw. 2011 in Deutschland zwei spezielle Verordnungen in 
Kraft getreten, die sog. Erhaltungssortenverordnung und die Erhaltungsmi-
schungsverordnung. Diese Verordnungen sehen unter anderem stark verein-
fachte Regelungen für Erhaltungssorten und Amateursorten im Vergleich zu 
den für konventionelles Saatgut geltenden Vorschriften vor. In Deutschland 
sind derzeit 54 Erhaltungssorten und 155 Amateursorten zugelassen.

3. Hat die Bundesregierung Kenntnisse, wie viele Pflanzenzuchtunternehmen 
es von 2012 bis 2020 innerhalb Deutschlands gab, und wenn ja, wie viele?

Der Bundesverband Deutscher Pflanzenzüchter e.V. weist aktuell 57 Unterneh-
men mit originären Zuchtprogrammen aus.

4. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, inwiefern die deutschen mit-
telständischen Züchtungsunternehmen durch moderne biotechnologische 
Züchtungsmethoden (CRISP), die in Deutschland nicht angewendet wer-
den dürfen, in die internationale Bedeutungslosigkeit gedrängt wurden 
(https://www.topagrar.com/acker/news/expertenbericht-deutschland-verpa
sst-den-anschluss-bei-der-gentechnik-12523854.html?utm_campaign=start
&utm_source=topagrar&utm_medium=referral)?

Die Zeitung „top agrar“ bezieht sich in dem zitierten Artikel auf ein Gutachten 
der Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI) zu Forschung, Inno-
vation und technischer Leistungsfähigkeit Deutschlands, das der Bundesregie-
rung vorliegt. In diesem Gutachten bemängeln die Experten das im Vergleich 
zu Drittländern bestehende Missverhältnis von Publikationen zu CRISPR/Cas 
(relativ hohe Zahl) und der Zahl der erteilten Patente für deutsche Unternehmen 
(geringe Zahl), welche als Parameter für die wirtschaftliche Umsetzung der 
publizierten Kenntnisse gewertet wird. Allerdings befasst sich das Gutachten 
im Wesentlichen mit der Anwendung von CRISPR/Cas im medizinischen Be-
reich. Zur Nutzung in der Landwirtschaft wurde lediglich angegeben, wie viele 
Unternehmen CRISPR/Cas für landwirtschaftliche Projekte einsetzen. Eine 
Aussage zum Anteil kleiner und mittelständischer Unternehmen (KMU) wurde 
nicht getroffen. Genauso wenig wurde in dem Gutachten eine Abschätzung zu 
den Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Züchtungsunterneh-
men vorgenommen.
Generell ist festzuhalten, dass die Verwendung von Pflanzen, die mit Techniken 
wie CRISPR/Cas erzeugt wurden, in der EU gesetzlich nicht verboten ist. Ihre 
Nutzung bedarf einer Zulassung nach dem europäischen Gentechnikrecht. Im 
Rahmen der Beantwortung des Kommissionsfragebogens „Umsetzung und 
Durchsetzung des Gentechnikrechts in Bezug auf neue genomische Techniken“ 
wurden der Bundesregierung im Jahr 2020 von einzelnen Bundesländern Ein-
schätzungen zu Herausforderungen und Marktchancen von KMU, zu denen 
auch deutsche, mittelständische Züchtungsunternehmen gehören, bei der Nut-
zung von NMT zur Kenntnis gegeben. Ausführungen hierzu finden sich in den 
Antworten der Bundesregierung zu den Fragen 18, 19 und 22 der Kleinen An-
frage der Fraktion BÜNDNIS 90/DE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
19/24246.
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5. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, wie viele samenfeste Sorten 
von 2012 bis 2020 beim Bundessortenamt zugelassen worden sind, und 
wenn ja, welche?

Nach Angaben des Bundessortenamtes wurden in der Zeit vom 1. Juli 2012 bis 
30. Juni 2020 jährlich etwa 300 Sorten landwirtschaftlicher Arten und Gemüse-
arten zugelassen. Über den genannten Zeitraum waren es insgesamt 2372 Sor-
ten. Dabei lag der Anteil an Sorten, die keine Hybriden sind, bei durchschnitt-
lich 57 Prozent. Da der Begriff „samenfeste Sorten“ nicht klar definiert ist, hat 
das Bundessortenamt die Sorten, die keine Hybriden sind, als „Nicht-
Hybridsorten“ aufgeführt. Hierzu zählen die Populationssorten der fremdbef-
ruchtenden und die Liniensorten der selbstbefruchtenden Arten sowie die Sor-
ten vegetativ vermehrter Arten.
Eine Liste der im Zeitraum zugelassenen Nicht-Hybridsorten ist als Anlage 1 
beigefügt.* Angaben zu einzelnen Sorten können im „Blatt für Sortenwesen“ 
und im „Gemeinsamen Sortenkatalog“ unter nachfolgenden Internet-Links ab-
gerufen werden; dort sind Hybridsorten ausdrücklich gekennzeichnet:
https://www.bundessortenamt.de/bsa/sorten/blatt-fuer-sortenwesen
https://ec.europa.eu/food/plant/plant_propagation_material/plant_variety_catalo
gues_databases_en

6. Ist der Bundesregierung die Kritik bekannt, dass kleine Pflanzenzuchtun-
ternehmen durch fehlende nötige Mittel und kostspielige Verfahren büro-
kratisch sanktioniert werden (https://www.das-parlament.de/2017/46_47/t
hemenausgaben/531664-531664)?

Wenn ja, welche Schlussfolgerungen zieht sie für ihr eigenes Handeln?

Wie in der Antwort zu Frage 1 bereits ausgeführt, können die geltenden stren-
gen saatgutrechtlichen Vorgaben für die Sortenzulassung zu Hemmnissen bei 
der Zulassung bestimmter Gruppen von Sorten führen. Dort wurde auch der 
entsprechende Handlungsbedarf angesprochen. Die Antwort zu Frage 2 weist 
auf bereits geltende vereinfachte, kostengünstige Verfahren für einen Teil der 
betroffenen Sortengruppen hin. Im Zuge der weiteren Prüfung einer aktuell 
durch die EU-Kommission vorgestellten Studie zu Änderungsoptionen der ein-
schlägigen unionsrechtlichen Vorschriften werden auch weitergehende Verein-
fachungen für die sogenannten Nischenmärkte gründlich zu prüfen sein. In An-
betracht der aktuellen Gebühren des Bundesortenamtes für Erhaltungssorten 
und Amateursorten kann die in dem verlinkten Beitrag beschriebene „Sanktio-
nierung“ nicht nachvollzogen werden.

7. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, ob das vereinfachte Zulas-
sungsverfahren für Erhaltungs- und Amateursorten in den letzten zehn 
Jahren zu einem gesteigerten Anbau zur Saatgutvermehrung von Getreide-
sorten für den Ökolandbau in Deutschland geführt hat?

Wenn ja, welche?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Kenntnisse vor. Die vereinfachten Zu-
lassungsverfahren für Erhaltungs- und Amateursorten sind nicht in erster Linie 
für Getreidesorten für den Ökolandbau konzipiert worden, sondern sollen den 
Marktzugang für Saatgut pflanzengenetischer Ressourcen verbessern. Die Sta-
tistik der Saatgutvermehrungsflächen des Bundessortenamtes weist 2020 erst-

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/30701 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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mals die Öko-Vermehrungsflächen auf. Von den insgesamt 121 161 ha Getrei-
devermehrungsflächen (außer Mais) waren 10 558 ha Öko-Vermehrungsflächen 
(8,7 Prozent). Die Aufstellung nach Sorten zeigt, dass zahlreiche der regulär 
zugelassenen Sorten auch im Öko-Anbau genutzt werden. Weitere Details erge-
ben sich aus dem nachfolgend verlinkten Dokument: https://www.bundessorten
amt.de/bsa/media/Files/Saatgut/P1_gemFlaechen_LW_20200714.pdf

8. Welche Erfolge sind nach Kenntnis bzw. Auffassung der Bundesregierung 
durch die Erweiterungszüchtung in einem genetisch breiteren Reservoir 
zum Aufbau einer erhöhten genetischen Diversität im Getreideanbau in 
Deutschland für eventuell klimatisch notwendige Anpassungen in den 
letzten fünf Jahren zu erkennen?

Pflanzengenetische Ressourcen sind aufgrund ihrer genetischen Diversität für 
die gezielte züchterische Anpassung unserer Kulturpflanzen an die sich ändern-
den Umweltbedingungen sehr wertvoll. So können alte Landsorten oder ver-
wandte Wildarten wertvolle Genvarianten für Widerstandsfähigkeit gegen 
Krankheitserreger, für ertragsfördernde Eigenschaften oder für qualitätsrelevan-
te Merkmale enthalten. Insbesondere in Forschungsprojekten zur Resistenz-
züchtung ist ein genetisch diverser Genpool von entscheidender Bedeutung, um 
neue Pflanzensorten mit multiplen Resistenzen gegen mehrere Schadorganis-
men zu entwickeln. Es ist inzwischen die Regel, dass in Züchtungsforschungs-
projekten eine große Anzahl von Akzessionen aus Genbanken und -sammlun-
gen (alte Landsorten wie auch verwandte Wildarten) auf neue Resistenzquellen 
durchmustert werden. Auch bereits entwickelte neue Sorten werden miteinan-
der gekreuzt, so dass auch dabei die neuen Resistenzeigenschaften wieder mit 
einfließen. Der Züchtungsfortschritt, insbesondere hinsichtlich Krankheitsresis-
tenzen, ist bei einigen Kulturarten in den letzten Jahren untersucht worden. So 
hat das im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung und Land-
wirtschaft (BMEL) angesiedelte Julius-Kühn-Institut (JKI) im Rahmen einer 
neueren Studie 178 bedeutende Weizensorten aus den letzten 50 Jahren unter-
sucht. Im Ergebnis sind Ertragszuwächse bei Weizen in erster Linie auf zücht-
ungsbedingte Verbesserungen bei Krankheitsresistenzen zurückzuführen. Es hat 
sich gezeigt, dass insbesondere eine Zunahme von Resistenzen gegen Mehltau 
und Rosterreger über diesen Zeitraum erfolgt ist. Insgesamt beträgt der Zücht-
ungsfortschritt bei Pilzresistenzen moderner Weizensorten etwa ein Prozent pro 
Jahr. Darüber hinaus konnte das JKI in seiner Untersuchung nachweisen, dass 
moderne Weizensorten auch unter erschwerten klimatischen Bedingungen ge-
sünder bleiben, also insgesamt widerstandsfähiger und robuster sind, als ältere 
Sorten.
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